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Themenschwerpunkt in diesem Rundbrief: 

Gender in Natur-, Umwelt- und Planungswissenschaften:  
Von der Theorie zur Integration in die Praxis 

 

 
Die Integration von Gender Studies in die Lehre in  

naturwissenschaftlichen Studiengängen –  
Ein Fallbeispiel aus der Universität Hamburg 

von Helene Götschel und Robin Bauer 

In Deutschland nahm 1997 der erste Stu-
diengang Geschlechterstudien/Gender Stu-
dies an der Humboldt-Universität zu Berlin 
seinen Lehrbetrieb auf. Inzwischen wurden 
an deutschsprachigen Universitäten mehr als 
20 Studienprogramme oder Schwerpunkte für 
Gender Studies eingerichtet und weitere 
Hochschulorte werden folgen. An der Univer-
sität Hamburg startete zum Sommersemester 
2003 der Teilstudiengang Gender Studies. 
Das Profil des Hamburger Studiengangs wird 
geschärft durch den Schwerpunkt Queer 
Theory, d.h. die Auseinandersetzung mit 
neuesten theoretischen Entwicklungen zu 
Sexuellem Begehren und Heteronormativität, 
sowie den Schwerpunkt Technoscience, d.h. 
die Analyse naturwissenschaftlichen Wissens 
und technologischer Entwicklungen. Zugleich 
ist der Teilstudiengang kompatibel zu Magis-
ter- und Diplomstudiengängen. Das Diplom-
Wahlfach bzw. Nebenfach umfasst in der 
Regel 12 SWS im einführenden Grundstudi-
um und 8 SWS im vertiefenden Hauptstudi-
um. Die Studierenden beschäftigen sich zu-
nächst in Grundkursen mit Tutorien mit Femi-
nistischer Theorienbildung, Subjektbegriffen 
und Machtverhältnissen. Sie stellen im Be-
reich „Geschichte ausgewählter sozialer Be-
wegungen“ die Theorieentwicklung in den 
gesellschaftlichen Zusammenhang und wäh-
len eine Veranstaltung aus dem Bereich 
Technoscience. Im Hauptstudium besuchen 
sie zwei Projektseminare und ein Hauptsemi-
nar (z.B. aus dem Bereich Technoscience). 
Außerdem lernen sie neuere Forschungen in 
einer interdisziplinären Ringvorlesung ken-
nen. Eine Überführung dieses Teilstudien-
ganges in die neue Struktur der Bachelor- 

und Masterabschlüsse und die Bewertung 
der Studienleistung durch Kreditpunkte ist in 
Vorbereitung. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Technoscience, d.h. die Auseinandersetzung 
mit naturwissenschaftlichem Wissen und 
technologischen Entwicklungen, muss von 
allen Studierenden der Gender Studies im 
Grundstudium mit mindestens einer Lehrver-
anstaltung besucht werden. Im Hauptstudium 
können bei Interesse schwerpunktmäßig zwei 
und mehr Veranstaltungen aus diesem Be-
reich belegt werden. Technoscience wird zur 
besseren Orientierung der Studierenden un-
terteilt in die folgenden vier Schwerpunkte: 
Zugang (von Frauen) zu Naturwissenschaft 
und Technik, Wissenschaftsanalyse, Tech-
nikgestaltung sowie Erkenntnistheoretische 
Fragen. Zwei Professorinnen für Gender und 
Technik bzw. für Gender und Naturwissen-
schaften, DozentInnen der Geschichte der 
Naturwissenschaften und der Erziehungswis-
senschaft sowie weitere Lehrbeauftragte sor-
gen für ein interessantes Angebot an Lehr-
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veranstaltungen aus allen vier Schwerpunk-
ten der Technoscience auf Grund- und 
Hauptstudiumsniveau. Gerade dieses Grund-
lagenfach Technoscience macht den Ham-
burger Studiengang Gender Studies attraktiv 
für Studierende naturwissenschaftlicher Fä-
cher. Dabei werden die Anforderungen indivi-
duell an die Studienbedingungen der einzel-
nen Diplom-Hauptfächer angepasst. Bislang 
kann Gender Studies an den Fachbereichen 
Mathematik, Physik, Biologie und Informatik 
als Anwendungsfach, Wahlfach, Nebenfach 
bzw. Ergänzungsfach belegt werden. Für 
Studierende der Informatik, die Gender Stu-
dies als Ergänzungsfach wählen, bedeutet 
das beispielsweise, dass sie im Grund- und 
Hauptstudium jeweils 12 SWS belegen müs-
sen. Zwei Einführungsveranstaltungen mit 
jeweiligem Tutorium mit den Schwerpunkten 
„Feministische Theorienbildung“ und „Sub-
jektbegriff und Machtverhältnisse“ sind 
Pflicht, sowie eine Veranstaltung aus dem 
Grundlagenbereich „Geschichte sozialer Be-
wegungen“, in der u.a. verdeutlicht wird, dass 
innovative wissenschaftliche Ideen in einem 
konkreten gesellschaftlichen Kontext (z.B. der 
Frauenbewegung) entstehen. Im Grundla-
genbereich Technoscience wählen sie eine 
Veranstaltung, die einem der drei möglichen 
Bereiche „Zugänge zu Naturwissenschaft und 
Technik“, „(De-)Konstruktion und Wissen-
schaftsanalyse“ oder „Technikgestaltung und 
-Anwendung“ zugeordnet ist. Im Hauptstudi-
um sieht der standardisierte Studienplan 
Gender Studies Diplom nur vier Lehrveran-
staltungen vor. Studierende der Informatik 
müssen hier aufgrund der Vorgaben ihres 
Faches weitere Seminare besuchen. Diese 
können sie nach Interesse aus einem reich-
haltigen Angebot von Lehrveranstaltungen 
auswählen und es besteht die Möglichkeit, 
die Beschäftigung mit Technoscience in Pro-
jekt- und Hauptseminaren zu vertiefen. Dip-
lomstudierende naturwissenschaftlicher Fä-
cher mit Interesse an interdisziplinären und 
gesellschaftskritischen Fragestellungen sind 
darüber hinaus in einzelnen, zertifizierbaren 
Lehrveranstaltungen der Technoscience will-
kommen. Lehramtsstudierende naturwissen-
schaftlicher Fächer, welche Gender Studies 
nicht als Nebenfach wählen können, jedoch 
als angehende Lehrer und Lehrerinnen un-
bedingt ihr Wissenschaftsverständnis reflek-
tieren und ihre Genderkompetenz erweitern 
sollten, können an der Universität Hamburg 
ausgewählte Lehrveranstaltungen aus dem 
Bereich Technoscience im Rahmen der er-

ziehungswissenschaftlichen Ausbildung im 
Projekt Degendering Science studieren. 

 

Das Projekt „Degendering Science - Erweite-
rung des Wissenschaftsverständnisses und 
Curriculums der Naturwissenschaften“ nahm 
im Januar 2002 am Fachbereich Erzie-
hungswissenschaft für vier Jahre seine Arbeit 
auf. Naturwissenschaftliches Wissen und 
technologische Entwicklungen sollen hier aus 
einer Genderperspektive und im gesellschaft-
lichen Kontext reflektiert und dadurch die 
Attraktivität für die Beschäftigung mit Natur-
wissenschaft und Technik erhöht werden. 
Das Projekt wendet sich im Sinne einer Dop-
pelstrategie zu gleichen Teilen an Studieren-
de der Erziehungswissenschaft (mit den Ab-
schlüssen Diplom, Magister und Staatsex-
amen), darunter insbesondere Lehramtsstu-
dierende naturwissenschaftlicher Fächer, und 
an Studierende des Teilstudiengangs Gender 
Studies (Diplom, Magister) im Grundlagen-
fach Technoscience. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Das Modul „Gender Studies und Naturwis-
senschaften“ knüpft dabei an aktuelle Stu-
dienreformprozesse am Fachbereich an, 
denn spätestens ab 2009 sollen die bisheri-
gen Lehramts,- Diplom- und Magisterstudien-
gänge durch Bachelor- und Masterstudien-
gänge abgelöst werden. Die Überführung der 
im Projekt evaluierten Lehrveranstaltungen 
aus dem Bereich „Gender Studies und Na-
turwissenschaften“ in eine modulare Studien-
struktur bietet die Chance, das Stoffgebiet in 
einzelne, systematisch aufeinander aufbau-
ende bzw. einander ergänzende Lehrveran-
staltungen zu unterteilen und diese thema-
tisch und zeitlich abgerundet zu vermitteln. 
Diese modulare Struktur mit einführenden, 
weiterführenden und vertiefenden Veranstal-
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tungen ist vor allem deshalb für das interdis-
ziplinäre Forschungsfeld „Gender Studies 
und Naturwissenschaften“ vorteilhaft, da die 
Teilnehmenden aus einer Vielzahl von Stu-
dienfächern stammen und entsprechend un-
terschiedliches Vorwissen in die Veranstal-
tungen einbringen. Den sogenannten 
Mikromodulen (Lehrveranstaltungen) sollen 
zu einem späteren Zeitpunkt Kreditpunkte 
(Credit Points) zugeordnet werden. Zurzeit 
wird jedoch am Fachbereich 
Erziehungswissenschaft noch eine 
Unterteilung in Semesterwochenstunden 
vorgenommen, wobei das Curriculummodul 
„Gender Studies und Naturwissenschaften“ 8 
SWS umfasst.   
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

Das Modul „Gender Studies und Naturwis-
senschaften“ setzt sich zusammen aus Ba-
sismodulen, Aufbaumodulen und Praxismo-
dulen, welche jeweils aufeinander Bezug 
nehmen. Die Studierenden belegen zunächst 
ein einführendes Basismodul. Sie haben die 
Wahl zwischen zwei Veranstaltungstypen. 
Das Seminar „Gender Studies und Naturwis-
senschaften I“ thematisiert eine Systematik 
für den Zusammenhang von Naturwissen-
schaften und Geschlechterverhältnissen und 
führt mit der Analyse der Situation von Frau-
en in Naturwissenschaften in diese Systema-
tik ein. Die Veranstaltung „Gender Studies 
und Naturwissenschaften II“ thematisiert 
schwerpunktmäßig die Kategorie Geschlecht 
als biologisch und gesellschaftlich konstituier-
te Größe. Hier erfolgt der Einstieg über die 
Erörterung ethischer Fragen in den Naturwis-
senschaften. Im Anschluss daran wählen sie 
ein Aufbaumodul, um ausgewählte Aspekte 
des Forschungsfeldes zu vertiefen. Auf der 
Ebene der Aufbaumodule sind drei Bereiche 
als für die Zielgruppe besonders relevant 

herausgearbeitet worden, welche vertiefend 
eher wissenschaftshistorische, wissen-
schaftstheoretische oder sozialisationstheore-
tische Fragestellungen thematisieren. Diese 
Bereiche erhielten die Bezeichnungen „Na-
turwissenschaftliche Kontroversen“, „Natur-
wissenschaftliches Wissen“ und „Sozialisati-
on in den Naturwissenschaften“. Die Reflexi-
on naturwissenschaftlicher Praxis erfolgt in 
einem Praxismodul, welches im Vergleich zu 
den vorangegangenen Mikromodulen arbeits-
intensiver ist und daher zunächst mit 4 SWS 
veranschlagt wird. Es kann sowohl von Stu-
dierenden der Erziehungswissenschaft als 
Seminar mit Praxisbezug als auch von Stu-
dierenden der Gender Studies als Projektse-
minar im Bereich Technoscience gewählt 
werden und besitzt für beide Gruppen Prü-
fungsrelevanz. Im Sommersemester 2004 
wurde erstmals ein Praxisseminar zum The-
ma „Naturwissenschaftliche Experimente 
reflektieren“ durchgeführt. Je nach Wunsch 
können die Studierenden entweder ihre 
Kenntnisse in einem Praxismodul mit eigen-
ständigem Forschungsanteil anwenden oder 
eine eher theoretische Ausrichtung des Stoff-
gebietes mit weiteren Aufbaumodulen wäh-
len. Diese vertikalen (Anzahl der Ebenen) 
und horizontalen (Anzahl der Kurse einer 
Ebene) Wahlmöglichkeiten erhöhen die Fle-
xibilität des Moduls in Hinblick auf die Einbin-
dung in unterschiedliche Studiengänge und 
Studienrichtungen. Dies muss nun in Abspra-
che mit der durch die Umstrukturierung der 
Hochschule neu gegründeten Fakultät für 
Mathematik, Informatik und Naturwissen-
schaften mit den einzelnen Departments für 
die jeweiligen Studiengänge erreicht werden. 
Denn damit sich mehr Studierende als bisher 
unter einer interdisziplinären und reflektieren-
den Fragestellung mit technologischen Ent-
wicklungen und naturwissenschaftlichem 
Wissen auseinandersetzen, sollte das Curri-
culummodul „Gender Studies und Naturwis-
senschaften“ bei dem anstehenden Studien-
reformprozess in möglichst vielen Bachelor- 
und Masterstudiengängen Berücksichtigung 
finden.  

 

Die Durchführung der Lehrveranstaltungen 
und die Auswertung der von den Seminarteil-
nehmenden ausgefüllten Evaluationsfrage-
bogen hat gezeigt, dass das Forschungsfeld 
Gender & Science Studies nicht als »Frauen-
frage« abqualifiziert, sondern von allen Ge-
schlechtern als interessant eingestuft wurde. 
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Gleichzeitig werden unsere Seminare häufig 
von Studierenden besucht, die ein generelles, 
eher unbestimmtes Bedürfnis einer kritischen 
Auseinandersetzung mit ihren naturwissen-
schaftlichen Disziplinen an uns herantragen 
und sich bislang nicht mit der Gender-
perspektive beschäftigt haben. Teilweise ent-
decken Studierende diese nach anfänglicher 
Skepsis für sich. Andererseits behalten einige 
Studierende ihre ablehnende Haltung gegen-
über feministischen Inhalten bei, was die 
Spannungen unter der ohnehin sehr hetero-
genen Zusammensetzung von Seminarteil-
nehmerInnen potenziell erhöht und hohe An-
forderungen an die didaktische Ausgestaltung 
der Lehrveranstaltungen stellt.  

Studierende, die feministischen und Gender-
Perspektiven skeptisch bis ablehnend gege-
nüberstehen, sind häufig der Meinung, das 
Thema habe nichts mit ihnen zu tun. Oder sie 
vertreten die Ansicht, dass solche Themen 
nichts in der Lehre zu suchen hätten, weil sie 
gegen das Gebot einer objektiven, wertneut-
ralen Wissenschaft verstoßen und unzulässig 
politische oder ethische Aspekte einbringen 
würden. Dem Vorurteil, dass Geschlecht in 
ihrem Leben keine Rolle spiele, kann teilwei-
se mit Recherche-Aufträgen oder entspre-
chender Literatur (z.B. zur Situation von 
Frauen in den Naturwissenschaften) oder 
dem Einbezug eigener Erfahrungen der Stu-
dierenden (z.B. als einzige Studentin im Phy-
sikhörsaal) begegnet werden.  

 

Die Kritik der Annahme, die Naturwissen-
schaften seien ein wertneutrales Unterfan-
gen, ist bereits inhaltlicher Bestandteil unse-
rer Seminare. Aus dieser wesentlichen Er-
kenntnis der Wissenschaftsforschung und 
insbesondere der Gender & Science Studies 
muss daher konsequenterweise ein alternati-
ver Umgang mit naturwissenschaftlichem 
Wissen im Seminaralltag resultieren. Lehren-
de und Studierende sollten bei ihren alltägli-
chen Interaktionen im Seminar immer wieder 
daran erinnert werden, die Ergebnisse natur-
wissenschaftlicher Forschung kritisch zu hin-
terfragen und möglichst alternative Konzepte 
von Objektivität anzuwenden. Dieser Transfer 
theoretischer Erkenntnisse auf die Interaktion 
im Seminar selbst wird jedoch häufig nicht 
geleistet und gerade naturwissenschaftliches 
Wissen wird immer wieder als von gesell-
schaftlichen Faktoren unabhängig wahrge-
nommen und dargestellt. Hierbei handelt es 

sich unserer Meinung nach um eine jahrelang 
ansozialisierte Sichtweise, die Naturwissen-
schaften als »objektiv« anzusehen. Diese 
aufzubrechen bedarf einer tiefergehenden 
Reflexion, die in der Regel nicht in einem 
Semester zu leisten ist und zugleich eine 
grundsätzliche Offenheit voraussetzt, eigene 
Denkstrukturen zu hinterfragen. Eine vor-
dringliche Aufgabe für die Lehrenden ist es 
daher, eine Situation zu fördern, in der die 
Studierenden ihr unterschiedliches Vorwissen 
konstruktiv miteinander in den Dialog bringen 
können, um gegenseitig voneinander zu ler-
nen.  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

Die Entwicklung eines Moduls zum histori-
schen Zeitpunkt des Bologna-Prozesses ist 
eine strategische Entscheidung. Daher muss 
das Modul nicht nur Sachkriterien, sondern 
auch hochschulpolitischen Kriterien gerecht 
werden. Die Umstrukturierung in Bachelor- 
und Master-Studiengänge ist auf der einen 
Seite eine einmalige Chance, Gender & 
Science Studies-Inhalte in reformierte 
Studiengänge hineinzubringen. Auf der 
anderen Seite birgt sie die Gefahr, bereits 
Erreichtes wieder zu verlieren und unfreiwillig 
Akzeptanz für den Bologna-Prozess zu 
schaffen, obwohl die damit einhergehenden 
Veränderungen teilweise sehr kritisch 
bewertet werden müssen. Denn es steht zu 
befürchten, dass die Umstellung auf das 
Bachelor/Master-System zu diesem 
historischen Zeitpunkt wissen-
schaftskritischen Unterfangen wie den Gen-
der & Science Studies eher neue Steine in 
den Weg legt. Umso dringender ist es, den 
Hochschulreformprozess gerade in Hinblick 
auf die Erweiterung des Wissenschaftsver-
ständnisses und Curriculums der Naturwis-
senschaften mitzugestalten.  
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Gender Mainstreaming in der Stadtplanung 
von Karin Diegelfrau 

1. GENDER MAINSTREAMING – POLITISCHER HINTERGRUND 

Gender Mainstreaming zielt auf Chancen-
gleichheit zwischen den Geschlechtern nicht 
allein de jure, sondern insbesondere de facto. 
Es verpflichtet Regierungen sowie andere 
Entscheidungsträger (z.B. in Verbänden, Par-
teien, Gewerkschaften etc.), die Geschlech-
terperspektive von Anfang an in alle politi-
schen Konzepte und Programme einzubezie-
hen und vor Entscheidungen die Folgen für 
Frauen und Männer sowie für die Geschlech-
terverhältnisse zu analysieren und unter der 
Zielsetzung Chancengleichheit (verschiedene 
Alternativen) zu prüfen. Gender Mainstrea-
ming bezeichnet den Prozess, die auf Frauen 
und Männer, Mädchen und Jungen bezogene 
Geschlechterperspektive in die Gesamtpolitik 
aufzunehmen. 

Gender Mainstreaming wurde erstmals auf 
der 3. Weltfrauenkonferenz 1985 in Nairobi 
als politische Strategie zur Umsetzung von 
Chancengleichheit zur Diskussion gestellt 
und entfaltete insbesondere bei der 4. Welt-

frauenkonferenz 1995 in Peking breite öffent-
liche Wirksamkeit. 

So wurde es auch von der Europäischen U-
nion aufgegriffen, die bereits 1996 die Mittei-
lung „Einbindung der Chancengleichheit in 
sämtliche politischen Konzepte und Maß-
nahmen der Gemeinschaft“ veröffentlichte 
(vgl. Europäische Union 1996). Politische und 
zunehmend rechtliche Verbindlichkeit erhielt 
Gender Mainstreaming durch seine Aufnah-
me in den EG-Vertrag von 1999, den Ams-
terdamer Vertrag:  

„Mit In-Kraft-Treten des Amsterdamer Vertra-
ges 1999 (EG-Vertrag) wird der Gender 
Mainstreaming-Ansatz zum ersten Mal in 
rechtlich verbindlicher Form festgeschrieben. 
Art. 2 und Art. 3 des EG-Vertrages verpflich-
ten die Mitgliedstaaten zu einer aktiven 
Gleichstellungspolitik im Sinne des Gender 
Mainstreaming“ (BMFSFJ 2002: 22).  
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Daraufhin hat auch das Bundeskabinett die 
Chancengleichheit von Frauen und Männern 
als durchgängiges Leitprinzip anerkannt und 
beschlossen, diese mit dem Konzept Gender 

Mainstreaming zu fördern. Verbindlich wurde 
Gender Mainstreaming in der Gemeinsamen 
Geschäftsordnung im Jahr 2001 verankert.  

2. GENDER MAINSTREAMING IN DER STADT- UND REGIONALPLANUNG 

Die Nutzung sowohl öffentlicher als auch pri-
vater Räume geschieht bei Frauen und Män-
nern auf unterschiedliche Weise, wobei die 
jeweilige geschlechtsspezifische Ausprägung 
aufgrund von kulturellen Rollenverständnis-
sen und auch gesellschaftlichen Zwängen 
geschieht (Färber et al. 2002, S. 2). Diesen 
Zwang- und Machtverhältnissen unterliegen 
dabei vor allem Frauen, deren Raumergrei-
fung und –besetzung dadurch eingeschränkt 
wird, wie ihre Stellung in anderen gesell-
schaftlichen Bereichen durch Machtverhält-
nisse festgelegt wird. 

"Macht haben und Raum haben sind zwei 
Komponenten, die in der Regel in engem Zu-
sammenhang miteinander stehen." ( Spitthö-
ver 1990, S. 81) 

Den Städten in ihrer heutigen Gestalt liegt 
aber nicht die Geschlechterdemokratie als 
Maxime sondern vielmehr "das gesellschaftli-
che Leitbild geschlechtsspezifischer Arbeits-
teilung zugrunde: Frauen wurde dabei die 
Verantwortung für Haushalt und Kinder zuge-
schrieben." (Spitzer 2003, S. II-15).  

Hinter der ökonomischen Grundlage der Er-
werbstätigkeit oder Hausarbeit steht nämlich 
als weiterer Einflussfaktor "die Zuweisung 
des Privaten als Sphäre der Frau und die 
damit einhergehende Verhinderung der An-
eignung städtischer Öffentlichkeit durch die 
Frauen." (Köhler 1990, S. 71)  

Die Produktivität einer Vielzahl von Frauen, 
die Familienarbeit leisten, wird so der Privat-
sphäre zugeschlagen, aus den Statistiken 
herausgerechnet und dementsprechend auch 
bei den Planungen nicht wahrgenommen.  

"Die Dichotomie von Öffentlichkeit und Pri-
vatheit beschreibt mehr als nur das Grund-
prinzip des Städtischen, sie hilft vor allem die 
Geschlechterverhältnisse zu stabilisieren." 
(Köhler 1990, S. 70) 

Auch sexuelle Belästigung wird dem Privaten, 
persönlich Erlittenen zugerechnet, aber nicht 
zu den Phänomenen, denen es durch politi-
sche und planerische Entscheidungen entge-
genzutreten gilt (Spitzner 2001, S. 64). Des-
halb "gilt nach wie vor, daß der allgemeine 

öffentliche städtische Raum kein Raum ist, 
den Frauen selbstverständlich Tag und Nacht 
in Anspruch nehmen können." (Terlinden 
1990, S. 48f) Es ist vielmehr so, "daß von 
gleichen Chancen beim Aufenthalt im öffent-
lich-städtischen Freiraum für Frauen nicht die 
Rede sein kann." ( Spitthöver 1990, S. 82).  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Zeichnung aus  
Koryphäe Mann breitbeinig 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Die Ausgrenzung der Frauen aus dem öffent-
lichen Raum geschieht dabei keineswegs 

allein durch ideologische Zuschreibung son-
dern vielmehr auch durch manifeste Aus-

übung von Gewalt und Drohung mit dieser. 

Meike Spitzner fasst die Ergebnisse feminis-
tischer Raumplanungsforschung in fünf Kern-
punkten zusammen, wobei sie in dem ersten 
dieser Punkte die geschlechtsspezifischen 
Unterschiede des täglichen Lebens hervor-
hebt: 
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"Ausgangs- und Orientierungsperspektive der 
räumlichen und Stadtplanung sollte der Le-
bensalltag der von der Planung Betroffenen 
sein; dabei ist zu beachten, dass Männer 
eine andere Lebensrealität und einen ande-
ren Lebensalltag haben als Frauen." (Spitz-
ner 2003, S. II-4) 

In den letzten Jahren sind Gender Mainstre-
aming-Konzepte in der Stadt- und Raumpla-
nung als Zielsetzungskataloge und Maßnah-
menbündel in vielfältigen Bereichen und auch 
auf allen Planungsebenen bis ins Detail for-
muliert worden. Diese Konzeptionen fließen 
aber noch immer nicht als selbstverständliche 
Qualitätsstandards in jede Planung ein.  

Seit der mit dem 20. Juli 2004 in Kraft getre-
tenen Baurechtsnovelle ist Chancengleichheit 
nun auch als zentrales Kriterium im Bauge-
setzbuch festgeschrieben, wo es im § 1, Abs. 
6 Nr. 3 nun u.a. heißt: 

"Bei der Aufstellung der Bebauungspläne 
sind insbesondere zu berücksichtigen: ... 3. 
die sozialen und kulturellen Bedürfnisse der 
Bevölkerung, insbesondere die Bedürfnisse 
der Familien, der jungen, alten und behinder-
ten Menschen, unterschiedliche Auswirkun-
gen auf Frauen und Männer sowie die Belan-
ge des Bildungswesens und von Sport, Frei-
zeit und Erholung" (Europarechtsanpas-
sungsgesetz Bau 2004 §1 Abs. 6) 

Im Rahmen der Vereinten Nationen wird 
Gender Mainstreaming in der Stadtentwick-
lungspolitik insbesondere durch Habitat be-
trieben, welches mit allen relevanten Organi-

sationen, wie z.B. dem internationalen Dach-
verband der Netzwerke für Frauen und 
Stadtentwicklung eng vernetzt ist. Die Verein-
ten Nationen bauen dabei "vor allem auf Sig-
nalwirkungen für wichtige, in der Weltgesell 

schaft konsensfähige Grundrechte und Wer-
te." (Färber et al. 2002, S. 3). Es wurde so 
beispielsweise eine Europäische Charta für 
Frauen in der Stadt entwickelt. 

 

Als wichtigstes Ergebnis der Forschung nach 
frauengerechter Stadtplanung lässt sich "eine 
stärkere Einbeziehung der Verknüpfung von 
Erwerbsarbeit, informeller Arbeit, Hausarbeit 
und Kinderbetreuung bei der Planung" 
(Baumgart 1999, S. 25) festhalten, d.h. einen 
Abbau der monofunktional genutzten Flächen 
und eine verstärkte Nutzungsmischung (Hei-
kenfeld 1995, S. 62f) sowie die Erreichung 
der Bewegungsfreiheit und der ungehinderten 
Zugang zu alltagsrelevanten Orten unabhän-
gig vom Besitz eines Autos (Spitzner 1995, S. 
29). 

 

Gabriele Kotzke benennt beispielhaft ihr Ver-
ständnis von Gender Mainstreaming in der 
Stadtplanung: 

"GM in der Planung bedeutet für mich, die 
Vielfalt der Lebensstile, der Ethnien, der 
sexuellen Orientierung als Bestandteile 
der Gesellschaft zu sehen und aktiv für 
eine solche diversifizierte komplexe Ge-
sellschaft zu planen." (Kotzke 2004) 

3. MODELLVORHABEN IN DEUTSCHLAND 

Seit Anfang 2004 versucht, innerhalb des 
Rahmens des Experimentellen Wohnungs- 
und Städtebaus (ExWoSt, www.exwost.de), 
das Forschungsfeld 'GM im Städtebau', über-
tragbare Verfahren zu entwickeln, damit die 
Kommunen GM auch in der Planung umset-
zen können. (Bauer 2004, S. 11) 

Im Rahmen des ExWoSt-Forschungsfeldes 
Gender Mainstreaming im Städtebau werden 
zwei Modellprojekte durchgeführt.  

In Dessau, wo das Projekt an das Deutsche 
Institut für Urbanistik (www.difu.de) vergeben 
wurde, wird GM in die aktuellen Aufgaben 
und Planungen des Stadtumbaus einbezo-
gen. Ziel ist es dabei, sowohl die Beteili-
gungsprozesse als auch konkrete städtebau-

liche und freiraumplanerische Vorhaben in 
Hinsicht auf GM zu qualifizieren.  

In Pulheim wird bei der Umgestaltung des im 
zentrumsnahen Bereich gelegenen Stadtgar-
tens nach GM-Aspekten geplant, um den 
Nutzwert der Fläche neu zu strukturieren und 
letztlich einen höheren Gebrauchswert für 
alle NutzerInnengruppen zu erreichen. "Einen 
Schwerpunkt in beiden Modellstädten bildet 
die Bürger- und Bürgerinnenbeteiligung." 
(BBR 2003) Bezüglich GM ist eines der For-
schungsziele die Erarbeitung von übertragba-
ren Verfahrensschritten zur systematischen 
Steuerung von Genderaspekten in der pla-
nenden, kommunalen Verwaltung sowie die 
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Erarbeitung eines ersten Ziel- und Indikato-
rensets zum Themenfeld GM im Städtebau.  

Am Programm der Europäischen Union 
"URBAN II" beteiligten sich zwölf deutsche 
Städte. Hierbei wurde bei einer vertieften 
Betrachtung der teilnehmenden Kommunen 
Bremerhaven und Leipzig deutlich, dass die 
Umsetzung von Gender Mainstreaming im 

Bereich Städtebau weit schwieriger erscheint 
als in den eher auf Personen bezogenen Be-
reichen Wirtschaft oder Soziales. Dort wer-
den Frauen gefördert, während der Städte-
bau immer noch oft als geschlechtsneutral 
angesehen wird (Bauer 2004, S. 12) 

.
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Foto Frau  an Drehmaschine, S. 28 „Frauen Bilder“ 

 

 

 

 

 

 

 

 

Frauenförderung erstmals vom Rechnunghof geprüft – und ge-
lobt 

Der Landesrechnungshof Baden-Württemberg prüfte die Frauenförderung an Fachhochschulen im 
Land, die diverse Maßnahmen mit überregionaler Ausrichtung und Wirkung umfasst.  

Das positive Ergebnis hat exemplarischen Charakter und stärkt die Frauenförderung bundesweit. 
Vor allem erhöht es die Chance, dass bewährte Maßnahmen an Hochschulen weiterhin aus öffent-
lichen Mitteln finanziert werden – obwohl das maßgebliche Bund-Länder-Sonderprogramm im Jahr 
2006 ausläuft und die Kassen leer sind.  

Einzelheiten in der Denkschrift des Rechnungshofes. http://www.rechnungshof.baden-
wuerttemberg.de 
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Blinde Flecken bei der Beurteilung von Umweltbelastungen: 
Gesundheitsrisiken durch Chemikalien und Lärm  

aus Genderperspektive 
VON Kathrin Buchholz 

Hintergrund: Gender Mainstreaming in Umweltschutz und –politik und 
die Debatte zu Nachhaltigkeit und Gender 

Die Bedeutung der Geschlechterverhältnis-
se im Umweltbereich wird von Feministin-
nen seit über 20 Jahren thematisiert; mit der 
Agenda 21, dem Abschlussdokument der 
UN-Konferenz für Umwelt und Entwicklung 
besteht zudem auf internationaler Ebene 
der politische Auftrag, die strukturellen Zu-
sammenhänge zwischen Geschlechterbe-
ziehungen, Umwelt und Entwicklung zu un-
tersuchen sowie bei der Entwicklung von 
Maßnahmen und Konzepten im Umweltbe-
reich die Interessen und Sichtweisen von 
Frauen gezielt zu berücksichtigen (ausführ-
lich dazu Buchholz 2004a).  

Einzelne Wissenschaftlerinnen, Institute und 
Nichtregierungsorganisationen sowie das 
aus dem Bildungsträge Life e.V. hervorge-
gangene FrauenUmweltNetz (heute Leitstel-
le Gender und Nachhaltigkeitkeit – genanet) 
haben kontinuierlich darauf gedrungen, 
Gender & Environment auf die politische 
Tagesordnung zu setzen und die dazu not-
wendigen Forschungsaktivitäten zu ermög-
lichen. Dennoch werden Genderaspekte in 
Umweltschutz, -forschung und -politik erst 
seit ein paar Jahren von der rot-grünen 
Bundesregierung aufgegriffen (Altmann 
2001). Das Bemühen um eine genderorien-
tierte Umweltpolitik erhielt dabei – neben 
dem oben genannten Engagement – we-
sentliche Impulse durch die Gender 
Mainstreaming-Strategie der EU und ihre 
Integration in die Geschäftsordnung der 
Bundesministerien.     

Das Gender Mainstreaming-Konzept ist auf 
Chancengleichheit zwischen den Ge-
schlechtern ausgerichtet. Es zielt auf die 
„systematische Einbeziehung der jeweiligen 
Situation, der Prioritäten und der Bedürfnis-
se von Frauen und Männern in allen Politik-
feldern, wobei mit Blick auf die Förderung 
der Gleichstellung von Frauen  

und Männern sämtliche allgemeinen politi-
schen Konzepte und Maßnahmen an die-
sem Ziel ausgerichtet werden und bereits in 
der Planungsphase wie auch bei der Durch-
führung, Begleitung und Bewertung der 
betreffenden Maßnah men deren Auswir-
kungen auf Frauen und Männer berück-
sichtigt werden“ (Mitteilung der Kommission 
KOM(96) 67, endgültige Fassung vom 
21.02.96, zitiert nach Dunst 2000: 2). 

Mit der Anwendung des Gender Mainstrea-
ming-Prinzips im Umweltbereich kommen 
so Unterschiede in Bezug auf die Betroffen-
heit von Umweltproblemen oder die Auswir-
kungen von umweltpolitischen Maßnahmen 
in den Blick. Durch die Gender-Perspektive 
werden geschlechtsspezifische aber auch 
andere soziale Differenzen bei vermeintlich 
neutralen Maßnahmen sichtbar. In diesem 
Zusammenhang wird auch von einer eye-
opener-Funktion der Gender-Perspektive 
gesprochen.  

Die Fokussierung auf Chancengleichheit 
und statistisch feststellbare Unterschiede 
zwischen Frauen und Männern berücksich-
tigt jedoch nur einen Teil der Gender-
Aspekte im Umweltbereich. Arbeiten zur 
feministischen Naturwissenschaftskritik, 
feministischen Ökonomiekritik und gender-
orientierten Nachhaltigkeitsforschung ver-
weisen auf die Relevanz der Wahrnehmung 
und Bewertung von sowie des Umgangs mit 
gesellschaftlichen Bereichen und Sphären, 
die bei der Herausbildung der neuzeitlichen 
(Natur)Wissenschaften und der modernen 
Marktökonomie geschlechtlich zugewiesen 
und zugeteilt wurden (z.B. Scheich 1993, 
Biesecker et al. 2000, Weller 2004). Von 
zentraler Bedeutung sind in diesem Zu-
sammenhang die Verhältnisse von Natur 
und Kultur, von Reproduktion und Produkti-
on und ihre Verknüpfung mit dem  



NUT – August 2003 - 11 -  

 

 

Verhältnis von kultureller Weiblichkeit und 
kultureller Männlichkeit. Die verschiedenen 
Sphären werden mit kultureller Männlichkeit 
bzw. Weiblichkeit verbunden und je nach 
geschlechtlicher Codierung gesellschaftlich 
auf- oder abgewertet. So werden beispiels-
weise Belange der Erwerbsarbeit gesell-
schaftlich und politisch wesentlich höher 
bewertet und bei Entscheidungsprozessen 
stärker berücksichtigt als Anforderungen, 
die sich in Zusammenhang mit unbezahlter 
Haus- und Familienarbeit ergeben. Die un-
gleiche gesellschaftliche Bewertung und 
Wahrnehmung von Produktion und Repro-
duktion beeinflusst, wie die Gesellschaft mit 
Umweltfragen umgeht: z.B. wie Umwelt-
probleme politisch reguliert werden, wie 
Umweltbelastungen bewertet werden. In 
Form von unhinterfragten Annahmen sind 
auch in die Umwelt- und Nachhaltigkeitsfor-
schung Geschlechterverhältnisse  einge-
schrieben (ausführlich dazu Weller 2004).  

 

Neben statistisch feststellbaren Unterschie-
den zwischen den Geschlechtern (explizite 
Gender-Aspekte) sind daher bei der Analy-
se auch die mit gesellschaftlichen Bewer-
tungsprozessen verbundenen impliziten 
Gender-Aspekte zu berücksichtigen.1  Im 
Folgenden werde ich ausschnittsweise eini-
ge Gender-Aspekte von Lärmbelastungen 
und Chemikalienpolitik darstellen, die die 
Eye-opener-Funktion von Gender und die 
Bedeutung impliziter Gender-Aspekte ver-
anschaulichen. Diese basieren auf Sondie-
rungsstudien zur Genderrelevanz von Che-
mikaliensicherheit und Chemikalienpolitik 
(Buchholz 2004b) und zu Genderaspekten 
im Immissionschutz (Buchholz 2005), die 
ich in Zusammenhang mit Aktivitäten zum 
Gender Mainstreaming im Umweltbereich 
erstellt habe.   

 

SOZIALE UND GESCHLECHTSSPEZIFISCHE DIFFERENZEN IN DER BETROFFENHEIT VON 

LÄRMBELASTUNGEN UND LÄRMWIRKUNGEN 

Lärmbelastungen sind lokal begrenzt, sie 
betreffen in der Regel diejenigen, die sich in 
unmittelbarer Nachbarschaft zur Lärmquelle 
aufhalten bzw. dort wohnen. Lärm ist eine 
Einflussgröße auf dem Wohnungsmarkt, da 
Ruhe als ein wichtiges Qualitätsmerkmal 
einer Wohngegend bzw. einer Wohnanlage 
angesehen wird. Daraus ergibt sich eine 
sozial ungleiche Verteilung von Lärmbelas-
tungen: Zahlungsschwache und/oder an-
ders benachteiligte Bevölkerungsgruppen 
leben häufiger in verlärmten und daher 
preisgünstigeren Wohnlagen. Diese soziale 
Ungleichverteilung von Lärmbelastungen 
wird vereinzelt auch in der Literatur zu 
Lärmbelastungen und Lärmwirkungen the-
matisiert (Arend 1998, vcd 2003), sie stellt 
jedoch keinen Bezugspunkt für die Beurtei-
lung von Lärmbelastungen und Lärmwir-
kungen dar. 

 

 

 

 

 

 

Foto LKWs 

  

                                                
1 Eine ausführliche Erläuterung der Unterscheidung von expliziten und impliziten Gender-Aspekten findet sich in der 
Analyse der Nachhaltigkeitsforschug von Ines Weller (2004). 
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Da Einkommen und Lebensverhältnisse 
zum Teil entlang des Geschlechterverhält-
nisses differenziert sind2, verweisen die 
sozialen Aspekte von Lärmbelastungen auf 
die Gender-Relevanz des Themenbereichs 
Lärm. So stellen beispielsweise allein Er-
ziehende (und das sind mehrheitlich allein 
erziehende Mütter) eine der Bevölkerungs-
gruppen dar, die besonders häufig an 
Wohnlagen mit starkem Verkehrslärm woh-
nen, da sie oft in Krisensituationen schnell 
eine billige Mehrzimmerwohnung brauchen 
und zudem besonders stark auf schnelle 
Verkehrsverbindungen und gute Er-
reichbarkeit ihrer Aktivitäts- und Kontaktorte 
angewiesen sind (Arend 1998).  

 

 

SChlafbild aus Bett-Buch 

 

 

Das Zusammenwirken und die gegenseitige 
Verstärkung der sozialen und gesundheitli-
chen Aspekten von Lärmbelastungen kann 
anhand des folgenden Szenarios veran-
schaulicht werden: Eine allein erziehende 
Mutter lebt mit ihren zwei Kindern (ein 
Schulkind und ein Kindergartenkind) an 
einer Hauptverkehrsstraße. Ihre Lebenssi-
tuation ist, da sie alleine Berufstätigkeit und 
Kinderbetreuung koordinieren muss, durch 
einen permanenten Zeitstress gekenn-
zeichnet. Da die allein erziehende Mutter 
lediglich in Teilzeit berufstätig sein kann, 
stellt das knappe Budget zum Lebens-
unterhalt einen weiteren permanenten 
Stressfaktor für sie dar. Die dauernde 
Lärmbelastung am Wohnort schränkt die 
Erholungsmöglichkeiten in der Wohnung 
und im Wohnumfeld erheblich ein, insbe-
sondere durch die verminderte Qualität des 
Nachtschlafs. Hinzu kommt, dass die Be-
wältigung der Lärmbelastung zusätzliche 
Anstrengungen im Alltag mit sich bringt. So 
erfordert die Betreuung der Hausaufgaben  
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ihres schulpflichtigen Kindes einen erhöhten 
Aufwand, da sich die permanente Lärmbe-
lastung negativ auf die Konzentrationsfähig-
keit des Kindes auswirkt. 

Der permanente Lärm erschwert zudem die 
Betreuung des kleineren Kindes, da es ins-
besondere auf der Straße oder bei geöffne-
tem Fenster durch den Lärm erforderlich ist 
entweder beim Sprechen maximal einen 
Meter vom Kind entfernt zu sein, was in 
kinderbetreuungstypischen Situationen eher 
selten ist, oder mit sehr lauter Stimme zu 
sprechen bzw. zu schreien. Auf sozialer 
Ebene beeinträchtigen diese permanente 
Anspannung und die eingeschränkte Rege-
nerationsmöglichkeit ihre berufliche Leis-
tungsfähigkeit und damit ihre ohnehin schon 
eingeschränkten Aufstiegsmöglichkeiten. 
Durch die Kommunikationsstörungen und 
den erhöhten Aufwand mit Schulaufgaben 
belastet der Lärm zudem indirekt die Bezie-
hung zu ihren Kindern. Nicht zuletzt stellt 
diese dauernde Überlastung langfristig ein 
Gesundheitsrisiko für die allein erziehende 
Mutter dar, bei der der Lärm den berühmten 
Tropfen darstellen kann, der das Fass zum 
Überlaufen bringt. 

 

 

 

SChlafbild aus Bett-Buch 

 

                                                
2 So liegen die durchschnittlichen Einkommen von Frauen deutlich unter denen von Männern. Differenzierungen in 
Familientyp, Lebensformen und Erwerbskonstellationen im Haushalt bedingen allerdings, dass die soziale Position 
teilweise vom individuellen Einkommen abgekoppelt ist, d.h. anhand der geringeren Einkommen von Frauen kann nicht 
grundsätzlich auf schlechtere Lebensverhältnisse (im Sinne von Haushaltseinkommen im Verhältnis zu den Haushalts-
mitgliedern) geschlossen werden. Hervorzuheben ist jedoch, dass gerade die Lebensverhältnisse von allein erziehenden 
Müttern und älteren Frauen besonders durch geringe Einkommensverhältnisse gekennzeichnet sind (vgl. Klenner 2002). 
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In der Lärmwirkungsforschung werden sozi-
ale Differenzierungen oder unterschiedliche 
Empfindlichkeiten gegenüber Lärm insge-
samt jedoch wenig untersucht. Aussagen zu 
den Folgen chronischer Einwirkungen von 
Lärm und ihren gesundheitliche Wirkungen 
werden anhand von epidemiologischen 
Studien gewonnen (Der Rat von Sachver-
ständigen für Umweltfragen 2004). Bei die-
sen Studien werden in einem möglichst 
großen Sample aufgetretene ärztlich di-
agnostizierte Erkrankungen und die jeweili-
ge chronische Lärmexposition statistisch 
miteinander in Beziehung gesetzt um sicht-
bar zu machen, ob und in welchem Ausmaß 
der Lärm zu einer Erhöhung des  

Risikos bestimmter Krankheitsbilder bei-
trägt. Empirische Studien zu Lärmwirkungen 
fokussieren dabei in der Regel auf die Ge-
samtbevölkerung, andere Faktoren als der 
Lärm, die das Auftreten von Krankheiten 
ebenfalls beeinflussen, darunter auch das 
Geschlecht3, werden in der Form berück-
sichtigt, dass ihr Einfluss statistisch heraus-
gerechnet wird, um zu auf die Allgemeinbe-
völkerung bezogenen Aussagen zu gelan-
gen. Möglicherweise vorhandene Differen-
zen zwischen verschiedenen Personen-
gruppen bzw. zwischen den Geschlechtern 
werden in den Studien meist nicht heraus-
gearbeitet und sind entsprechend in den 
Ergebnisdarstellungen nicht zu erkennen.4 

 

GESCHLECHTSBLINDE STANDARDS BEI DER BEURTEILUNG VON LÄRMWIRKUNGEN 

Ein weiterer Bereich von Lärmwirkungen, in 
denen die Belange spezifischer Gruppen 
und Gender-Aspekte eine Rolle spielen, 
sind Kommunikationsstörungen durch 
Lärmbelastungen.  

So bildet die für die Bewertung von Kom-
munikationsstörungen durch Störgeräusche 
in der Regel zu Grunde gelegte Standardsi-
tuation einer Kommunikation zwischen nor-
malhörenden Erwachsenen in einem Meter 
Abstand viele Kommunikationssituationen 
und die Voraussetzungen der Beteiligten 
nicht adäquat ab. Beispielsweise ist der 
Abstand in der häufigen Situation zwischen 
einer haushaltstätigen Mutter und einem 
spielenden Kleinkind viel größer. Der Lärm-
wirkungsforscher Manfred Spreng (2004) 
unterscheidet daher zwischen der engen 
Kommunikation mit 1 m Abstand, der famili-
ären Kommunikation mit 4 m Abstand und 
der schulischen Kommunikation mit 10 m 
Abstand. Bei weiteren Kommunikationsab-
ständen kommt es bereits bei Störpegeln zu 
Kommunikationsstörungen, bei denen bei 
einer engen Kommunikation noch eine aus-
reichende Sprachverständlichkeit gegeben 
ist. 

Darüber hinaus verweist Spreng darauf, 
dass für bestimmte Personengruppen bes-
sere Signal/Störverhältnisse für eine unge-
störte Kommunikation erforderlich sind als 
für normalhörende Erwachsene. So sind 
Säuglinge und Kleinstkinder in ihren Sensi-
bilisierungs- und Anpassungsprozessen 
durch Lärm deutlich benachteiligt und benö-
tigen ein ca. 6 dB günstigeres Signal/ Stör-
geräuschverhältnis als Erwachsene. Klein-
kinder sind in der Spracherwerbsphase e-
benfalls besonders sensibel gegenüber 
Lärmstörungen, da ihr Diskriminationsver-
mögen wesentlich schlechter ist als das von 
Erwachsenen. Auch Schulkinder zeigen bis 
zum Alter von etwa 13 Jahren eine gegen-
über Erwachsenen verringerte Diskriminati-
onsleistung. Darüber hinaus erfahren 
Schwerhörige – immerhin etwa 15 Millionen 
in der Bundesrepublik Deutschland – durch 
eine störgeräuschhaltige Umgebung eine 
nicht unerhebliche Erhöhung ihres Leidens-
drucks. Bei Altersschwerhörigkeit muss 
darüber hinaus berücksichtigt werden, in 
welchem Frequenzbereich der Hörverlust 
typischerweise besonders stark ist (a.a.O.).  

 

  

                                                
3 Andere Faktoren sind beispielsweise Lebensalter, Body Mass Index, sozio-ökonomischer Index, Partnerverlust in der 
Ehe, Alkoholkonsum, Tabakkonsum, Bewegung im Beruf, sportliche Aktivität, Lärmempfindlichkeit, Hörfähigkeit 
4 Dr. Hildegard Niemann, interdisziplinärer Forschungsverbund Lärm und Gesundheit, persönliche Mitteilung am 
24.2.2005 
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Die durch Lärm in ihrer Kommunikation be-
sonders gestörten Personengruppen Kinder, 
ältere Menschen, Schwerhörige und Hörgerä-
teträger stellen einen nicht unerheblichen Teil 
der Bevölkerung dar, im familiären Bereich ist 
die Kommunikation mit und zwischen diesen 
Personengruppen von großer Bedeutung. Die 
Standardsituation der Kommunikation zwi-
schen normalhörenden Erwachsenen mag für 
Gesprächskonstellationen im Erwerbsbereich 
einigermaßen typisch sein, wesentliche Kom-
munikationssituationen 

im Reproduktionsbereich werden dadurch 
jedoch nicht erfasst. Die für die Bewertung 
von Kommunikationsstörungen herangezo-
gene Standardsituation ist vor diesem Hin-
tergrund als gender-blind zu bewerten. Sie 
ist ein Beispiel für implizite Gender-Aspekte 
bei der Bewertung von Umweltbelastun-
gen, da sich hierin die Geringschätzung 
und eingeschränkte Wahrnehmung von 
Belangen aus dem Reproduktionsbereich 
widerspiegelt. 

 

CHEMIKALIEN IM ALLTAG UND DIE VERNACHLÄSSIGUNG PRIVATER HAUSHALTE BEI 

RISIKOABSCHÄTZUNGEN UND CHEMIEPOLITISCHEN REGELUNGEN 

Eine ähnliche Schieflage, die zur Nicht-
Berücksichtigung von Belastungssituationen 
in privaten Haushalten führt, findet sich im 
Bereich der Chemikalienpolitik bzw. bei der 
Risikoabschätzung und Bewertung von ge-
sundheitsschädlichen Chemikalien.  

Der Schwerpunkt der chemiepolitischer Re-
gelungen liegt auf dem gewerblichen Um-
gang mit Chemikalien und dem Erwerbsar-
beitsbereich. Eine Vielzahl von Chemikalien 
landet jedoch vermittelt über Produkte und 
ihre Verwendung in den privaten Haushal-
ten. Über die Risiken des Stoffeinsatzes in 
den Produkten für den privaten Gebrauch 
bestehen erhebliche Wissensdefizite. So 
bestehen gravierende Informationsdefizite 
über die in den Produkten enthaltenen Stof-
fe: Viele Produkte unterliegen keiner Dekla-
rationspflicht (z.B. beim Chemikalieneinsatz 
bei der Textilproduktion), zum Teil müssen 
lediglich Stoffgruppen angegeben werden 
(z.B. Konservierungsstoffe in Reinigungs-
mitteln), so dass die verwendeten Einzel-
substanzen unbekannt bleiben. Inhaltsstoff-
deklarationen sind zum Teil unvollständig 
(oft werden nur Wirkstoffgruppen angege-
ben), für Laien unverständlich und enthalten 
kaum Hinweise auf die möglichen Wirkun-
gen der Inhaltsstoffe.  

Ein Beispiel für die unzureichende Aufmerk-
samkeit für Schadstoffrisiken in privaten 
Haushalten sind die Folgen des Einsatzes 
von Flammschutzmitteln in Produkten.  

Aus diesen können bei Bränden Dioxine 
entstehen. Während in Unternehmen oder 
öffentlichen Einrichtungen i.d.R. nach einem 
Brand die Dioxinbelastung gemessen wird, 
geschieht dies in Privathaushalten jedoch 
nicht (Weller 2004).  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Foto Putzmittel 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Hinzu kommt, dass über die Kontexte der 
Produktnutzung in den privaten Haushalten 
und die daraus resultierende Gesamtbelas-
tungssituation der Haushaltsmitglieder we-

nig bekannt ist. Gesundheitliche Folgen sind 
jedoch bereits zu erkennen. 
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So wird beispielsweise die weite Verbrei-
tung und Zunahme von Allergien mit der 
Chemikalienbelastung in den privaten 
Haushalten in Verbindung gebracht 
(Schnuch, Geier, Lessmann u. Uter 2004, 
Horn, Rosskamp, Ullrich 2002, Herbarth 
2003). Die Konsequenzen sind zum Teil 
erheblich. So kann eine im privaten Haus-
halt erworbene Allergiesensibilisierung (spä-
ter) bei beruflichem Kontakt zu einer Er-
krankung bis hin zur Berufsaufgabe führen. 
Steht die Sensibilisierung jedoch nicht 
nachweislich mit dem Beruf in Verbindung, 
ist die Berufsgenossenschaft von Entschä-
digungsleistungen (wie Rente oder Um-
schulungen) entbunden. Bemerkenswert ist, 
„dass die Verursacher einer privat erworbe-
nen Allergie, nämlich die Hersteller allerge-
ner Produkte, nicht zu Entschä-
digungsleistungen herangezogen werden 
(wie dies bei Berufskrankheiten ohne weite-
res geschieht). Somit haben wir es hier 
möglicherweise auch mit einer Facette ge-
sellschaftlicher Lastenverteilung zu tun, bei 
der Gewinne privatisiert, Verluste aber sozi-
alisiert werden.“ (Schnuch, Geier, Less-
mann u. Uter 2004: 303) 

Ein besonderes Problem des Gefahrstoff-
eintrages durch Produkte des alltäglichen 
Lebens ist, dass in der multifunktionellen 
Umgebung des privaten Haushaltes auch 
empfindliche Personengruppen mit den 
Stoffen in Berührung kommen. Die Folgen 
von daraus resultierenden Erkrankungen 
tragen neben den erkrankten Personen 
auch Frauen als diejenigen, die die Haupt-
last der Pflege und Betreuung von Kranken 
in privaten Haushalten tragen. Ein beredtes 
Beispiel über die damit verbundenen Belas-
tungen stellen Erfahrungsberichte von El-
tern allergiekranker Kinder dar (Beaury 
1999; Anonym 1999; Familie S. 2001). Aus 
den Behandlungserfordernissen des Kindes 
ergeben sich strikte Rahmenbedingungen 
für die Strukturierung des Tagesablaufes.  

Die Eltern, in der Regel die Mütter, müssen 
ständig in Abrufbereitschaft sein, falls es zu 
einer akuten Verschlechterung des Ge-
sundheitszustandes ihres Kindes kommt. 
Die Beschaffung von geeigneten Lebens-
mitteln, Textilien, Wasch- und Reinigungs-
mitteln etc. ist mit erheblichen zeitlichen und 
finanziellen Aufwendungen verbunden. Vor 
diesem Hintergrund ist davon auszugehen, 
dass die Möglichkeit, einer beruflichen Tä-
tigkeitnachzugehen, für Mütter von schwer 
allergiekranken Kindern erheblich einge-
schränkt ist. 

Die Informationsdefizite über und für private 
Haushalte würden auch durch die neue EU-
Chemikalienverordnung zur Registrierung, 
Evaluierung und Autorisierung von Chemi-
kalien (REACh) nicht behoben, da der Ge-
setzesentwurf lediglich vorsieht, dass Daten 
zu den Einzelstoffen bei der geplanten 
Chemikalienagentur gesammelt werden, 
während Daten zur konkreten Zusammen-
setzung von Endprodukten weiterhin nicht in 
ausreichendem Maße zur Verfügung stehen 
und öffentlich einsehbar sein werden. Dies 
ist ein zentraler Kritikpunkt von Verbrau-
cherschutzorganisationen am REACh-
Entwurf (VZBV 2003), auch die auf dem 
FiNuT-Kongress 2005 verabschiedete Re-
solution fordert, eine bessere Information 
von VerbraucherInnen im Rahmen von  
REACh sowie die Einbeziehung der Nut-
zungskontexte in privaten Haushalten bei 
der Abschätzung der Exposition mit Chemi-
kalien (FiNuT 2005). 

Die Beispiele Lärmwirkungen und Chemika-
lienbelastungen zeigen die Genderrelevanz 
dieser Umweltbelastungen. Gleichzeitig 
veranschaulichen sie den erheblichen For-
schungsbedarf im Bereich Gender & Envi-
ronment, insbesondere da mit der Gender-
Analyse bisher vernachlässigte, und damit 
in der Regel schlecht untersuchte Bereich in 
den Blickpunkt rücken.  
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